__

- 1 -

Amt der
Steiermärkischen Landesregierung
8011 Graz, Landesregierung ‑ Rechtsabteilung 7
An alle Bezirkshauptmannschaften, die Exposituren Bad Aussee und Gröbming, alle Gemeindeämter sowie nachrichtlich an den Magistrat der Landeshauptstadt Graz, den Stmk. Gemeindebund, den Österreichischen Städtebund, Landesgruppe Steiermark und die Wirtschaftskammer Steiermark

GZ
7‑482‑101/95‑20

Ggst
Erhebung der Hauptabgaben im höchstmöglichen Ausmaß.


Rechtsabteilung 7

Hofgasse 13

DVR 0087122

UID ATU 37001007

Bearbeiter Dr. KINDERMANN

Telefon DW 0316/ 877-2714

Telex

Telefax 0316 187714283

Parteienverkehr

Montag bis Freitag 8 bis 12 Uhr

Bitte in der Antwort das Geschäftszeichen (GZ) dieses Schreibens anführen

Graz, am 10.1.1997

Aus gegebenem Anlaß und im Interesse einer einheitlichen Vorgangsweise der Gemeindeabgabenbehörden gibt die Stmk. Landesregierung, Rechtsabteilung 7, ihre Rechtsansicht betreffend Erhebung der in § 21 FAG 1997 genannten Hauptabgaben im höchstmöglichen Ausmaß bekannt:

In der Stmk. Landesabgabenordnung, LGBl. Nr. 158/1963, in der letzten Fassung LGBl.Nr. 29/1994, ist in bezug auf die Abgabeneinhebung der jedem Abgabeverfahren zugrundeliegende Grundsatz der "Legalität“ enthalten, welcher auch weiters der Durchsetzung des verfassungsrechtlich verankerten Grundsatzes der ‑"Gleichheit vor dem Gesetz" dienlich ist.

Dieser verfahrensspezifische Legalitätsgrundsatz besagt, daß die Abgabenbehörden darauf zu achten haben, daß alle Abgabepflichtigen nach den Abgabenvorschriften erfaßt und gleichmäßig behandelt werden und Abgabeneinnahmen nicht zu Unrecht verkürzt werden (vgl. § 92 LAO).

Den Abgabenbehörden obliegt die Vollziehung der Abgabengesetze und im Befolgen dieser Aufgaben sind diese nicht nur berechtigt sondern sogar verpflichtet, die zu beurteilenden Abgabentatbestände umfassend zu untersuchen und anzuwenden; im Abgabenverfahren herrscht daher grundsätzlich die Offizialmaxime. Daraus ergibt sich. weiters, daß der Abgabenanspruch ein öffentlich‑rechtlicher ist.

Aufgrund dieses öffentlich‑rechtlichen Rechtscharakters des Abgabenanspruches darf die Abgabenbehörde nicht nach Willkür oder Belieben über diesen Anspruch disponieren. Die Abgabenbehörde ist demnach verpflichtet, den sich aus dem Gesetz ergebenden Anspruch festzustellen und diesen mit allen ihr zu Gebote stehenden Mitteln zu verwirklichen.

Gemäß § 21 Abs. 2 des Finanzausgleichsgesetzes 1997, BGBl. Nr. 201/1996, haben nur jene Gemeinden Anspruch auf eine Finanzzuweisung,

1.
welche die im Abs. 4 näher bezeichneten Hauptabgaben, unter anderem auch die Getränkeabgabe, im höchstmöglichen Ausmaß erheben, und

2.
deren Finanzkraft mit mehr als 10 % unter der Bundesdurchschnittskopfquote der jeweiligen Größenklasse liegt.

Unter besonderer Beachtung des Punktes 1. der obzitierten Anspruchsvoraussetzungen für eine Finanzzuweisung ist daher davon auszugehen, daß Gemeinden, die ihren Verpflichtungen Hauptabgaben im höchstmöglichen Ausmaß einzuheben nicht nachkommen, und daher auch Gemeinden, welche die Getränke‑ und Speiseeisabgabe nicht oder nicht im vollen Ausmaß ausschreiben, zumindest im ersten und zweiten Verteilungsvorgang keinen Anspruch auf eine Finanzzuweisung gemäß § 21 FAG 1997 haben. Auf diese bundesgesetzlich geregelten Bestimmungen kann auch nicht von Einfluß sein, ob eine Gemeinde gemäß § 8 Abs. 6 F‑VG 1948 zur Erhebung bestimmter Abgaben verpflichtet ist oder nicht.

Für die Steiermärkische Landesregierung:

Der Abteilungsvorstand:

(Hofrat Dr. Heinz Schille)
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